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Nach tödlichen Schüssen der Polizei auf einen Flüchtling in Fulda wird die
Stimmung rechtspopulistisch angestachelt 

Die Polizei schießt, Fulda streitet
Von Peter Nowak

In Fulda hat ein Polizist einen Flüchtling erschossen. Die Reaktionen darauf
zeigen, wie nahe sich CDU und AfD in der Region mittlerweile stehen.

»Solidarität mit unserer Polizei« lautete das Motto einer Kundgebung der AfD im
osthessischen Fulda am Montag. Die Unterstützung galt einem Polizisten, der Mitte April
vor einer Bäckerei in Fulda zwölf Schüsse auf einen 19jährigen afghanischen Flüchtling
abgegeben und ihn mit zwei Kugeln tödlich getroffen hatte.

Der junge Mann war von seiner Flüchtlingsunterkunft zur nahegelegenen Bäckerei
gegangen, um Brötchen zu holen. Die Kassiererin weigerte sich, ihn zu bedienen, da die
Kasse noch nicht geöffnet war. Der junge Mann fühlte sich offenbar als Flüchtling
diskriminiert und begann zu randalieren. Im Laufe der Auseinandersetzung warf er Steine
gegen die Fenster der Bäckerei und verletzte einen Lieferfahrer mit einem Stein schwer
am Kopf. Nach Darstellung der Polizei attackierte der 19jährige dann einen Beamten einer
eintreffenden Streife, entriss ihm den Schlagstock und schlug mit diesem auf den am
Boden liegenden Polizisten ein. Die Beamten einer zweiten Streife, zu der der spätere
Schütze gehörte, griff er demnach ebenfalls mit dem Schlagstock an. Daraufhin habe der
Polizist das Feuer eröffnet, so die Polizei. Neben der Leiche sei ein Schlagstock gefunden
worden.

Augenzeugen geben hingegen an, dass der junge Mann sich bereits beruhigt und von der
Bäckerei entfernt hatte, als die Schüsse fielen. Er sei erschossen worden, als er vor der
Polizei weglief.

Unter dem Motto »Gerechtigkeit für Matiullah!« demonstrierten Mitbewohner des
Getöteten später in der Fuldaer Innenstadt. Dass sie bei den Protesten eine afghanische
Flagge bei sich trugen, wurde ihnen von CDU-Politikern als besonderer Akt der Illoyalität
gegenüber Deutschland angekreidet.

Es sei den eingesetzten Beamten in solch einem Fall nicht immer möglich, nur Arme oder
Beine zu treffen, zitiert die Welt den Sprecher des hessischen Landeskriminalamts (LKA).

https://jungle.world/autorin/peter-nowak


»Die Beamten lernen, so lange zu zielen, bis die Gefahr gebannt ist.« Die Frage, welche
Gefahr der Mann zum Zeitpunkt der Schüsse darstellte, stellte öffentlich nur Abdulkerim
Demir vom Fuldaer Ausländerrat. »Die afghanische Gemeinschaft in Fulda und ich fordern
Konsequenzen nach den tödlichen Schüssen«, sagte er.

»Wenn dieser Fall nicht aufgeklärt wird, dann wird die Polizei das nächste Mal den
nächsten Mann erschießen«, so Demir. Seitdem ist er einer Kampagne ausgesetzt, an der
sich auch Fuldas Oberbürgermeister Heiko Wingenfeld (CDU) beteiligte.

Dieser sprach von einer Vorverurteilung der Polizei und forderte Demir auf, sich von
seinen Äußerungen zu distanzieren.
Bei so viel Parteinahme für die Polizei und derartiger Abwehr eines Kritikers musste sich
die AfD offenbar bemühen, noch eigene Akzente zu setzen. »Merkels Zuwanderungspolitik
endet tödlich – auch in Fulda«, schrieb sie in einer Pressemitteilung. Den Polizisten sei »für
ihre Entschlossenheit zu danken. Diese Entschlossenheit sollte als Signal dafür verstanden
werden, dass bei uns nicht jeder machen kann, was er will.« Mit der Kundgebung Anfang
dieser Woche setzte die AfD ihre Hetzkampagne fort.

Zu den Rednern gehörte Martin Hohmann, der vor knapp 15 Jahren bundesweit bekannt
und in der rechten Szene populär wurde. Der damalige Bundestagsabgeordnete der CDU
hatte sich in einer Rede am 3. Oktober 2003 zustimmend auf antisemitische
Verschwörungstheorien bezogen, die Juden für die Oktoberrevolution verantwortlich
machen. So zitierte er aus dem von Johannes Rogalla von Bieberstein herausgegebenen
Buch »Der jüdische Bolschewismus« und der von Henry Ford herausgegebenen Schrift
»Der internationale Jude«, die seit ihrer Veröffentlichung in den zwanziger Jahren des
vergangenen Jahrhunderts ein Standardwerk für Antisemiten in aller Welt ist. Auf Druck
der CDU-Spitze wurde Hohmann schließlich aus Fraktion und Partei ausgeschlossen.

Als Kandidat der AfD hat Hohmann im Herbst 2017 den Weg zurück in den Bundestag
geschafft. Dass er weiterhin zu seiner inkriminierten Rede steht, machte er in einem
Wahlkampfflyer deutlich. Darin warf er der CDU-Spitze vor, sie habe ihn zum Sündenbock ­
gemacht. »Lieber bleibe ich bei der Wahrheit als bei der CDU« – Hohmann ließ diesen Satz
aus seiner damaligen Einlassung vor dem Bundesparteigericht der CDU auf dem
Wahlkampfflyer fett markieren. So kann er sich vor seinen Anhängern als Mann
inszenieren, der nichts bereut.

Noch immer hat Hohmann viele Anhänger an der Basis der Fuldaer CDU. Schließlich
stehen viele von ihnen in der Tradition des rechten Stahlhelmflügels des langjährigen
Fuldaer Oberbürgermeisters und Bundestagsabgeordneten Alfred Dregger, der der
politische Ziehvater Hohmanns war.
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In dem Artikel unter der Überschrift "Die Polizei schießt, Fulda streitet" des Autors Peter
Nowak vom 9. Mai 2018 auf der Internetseite "jungleworld" heißt es:

"2016 urteilte das Landgericht Dresden, dass man ihn wegen der Rede als Antisemiten
bezeichnen darf."

Hierzu stelle ich fest:
Zu keinem Zeitpunkt hat das Landgericht Dresden geurteilt, dass man mich wegen meiner
Rede vom 3. Oktober 2003 als Antisemiten bezeichnen darf.

Neuhof, den 23. Mai 2018
Martin Hohmann
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